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Ungleichheit ist generell ein
Problem für politische Ord-
nungen, für Demokratien jedoch
in besonderem Maße. Und
innerhalb der Demokratien
wiederum für diejenigen Typen,
die auf die Beteiligung ihrer
Bürger setzen. Elitekonzepte
der Demokratie sind weniger
anfällig. Sie können noch mit
dem klassischen starken
Umverteilungsstaat stabilisiert
werden. Partizipationsorientierte
Zivil- oder Bürgergesellschaften
jedoch sind besonders anfällig
gegenüber Ungleichheiten, weil
ihnen ein anspruchsvolleres
Konzept politischer Freiheit
zugrunde liegt, das neben der
ökonomischen auch eine
umfassende soziale und poli-
tisch wirksame Gleichheit vor-
aussetzt. Der Rückbau des
Staates ist dann eine logische
Konsequenz. Diese Konzepte
lassen sich im Widerstreit unter-
schiedlicher Traditionen von
Rousseau bis Rawls und Walzer
nachzeichnen.
Political order is always disturb-
ed by substantial inequalities.
Democracies, however, are
more vulnerable than non-
democracies. And the more
democracies try to become civil
societies, the more inequality
becomes a burden. Serious citi-
zen participation builds on edu-
cation, communicative skills and
economic prosperity – not of
the few, but of the many. Elite
concepts of democracy, on the
other hand, can handle inequali-
ties among citizens more easily.
Social and economic inequality
can be solved by monetary
transfers in a classic manner.
This reduced view on social
inequality demands a strong
state system. But democratic
egalitarianism has a more com-
plex concept of equality. In this
sense, every inequality which
inhibits political, social or eco-
nomic participation is unjust and
reduces the legitimacy of demo-
cratic societies. This combina-
tion of liberty, participation, jus-
tice and equality goes back to
Rousseau and has since been
modified by Rawls and Walzer.
1 Einleitung
Ungleichheiten sind ein Problem für politi-
sche Ordnungen. Und sie sind es für
Demokratien im Besonderen. Aber nicht
jede Form der Ungleichheit ist dies im glei-
chen Maß. Und ein Übermaß an Gleichheit
und Gleichheitsforderungen kann ebenfalls
zu einem Problem für die Demokratie wer-
den. Es gibt politische Werte, bei denen das
Maximum gleichzeitig dem Optimum ent-
spricht. Dies gilt für den Wert der Solidarität
wie für Freiheit oder Gerechtigkeit. Wir
stimmen schnell darin überein, dass eine
politische Gemeinschaft dann gut geordnet
ist, wenn sie ein Maximum an Freiheit mit
einem Maximum an Solidarität und Gerech-
tigkeit zu vereinbaren weiß. Mit dem Wert
der Gleichheit verhält es sich offensichtlich
anders. Hier fallen Optimum und Maximum
auseinander. Ein Maximum an Gleichheits-
forderungen, die sich auf alle Lebensbe-
reiche ausdehnen, erscheint uns sehr schnell
als problematisch. Diese Einschätzung kann
sich auf unsere Erfahrungen stützen, dass
wir eine Reihe von Ungleichheiten tolerie-
ren und akzeptieren, ja manche sogar einfor-
dern. Gleiche Leistungen in der Schule zum
Beispiel sollten gleich benotet werden, aber
ungleiche Leistungen sollten ungleich beno-
tet werden. Auch ungleiche Bezahlung für
ungleiche Arbeit stößt auf Akzeptanz. Doch
spielt auch in diesen Fällen Gleichheit eine
Rolle: im Sinne der Gleichheit als Recht auf
Gleichbehandlung. Die Forderung gleicher
Bezahlung bei gleicher Arbeit wendet sich
gegen systematische Benachteiligung von
Frauen am Arbeitsplatz. Werden Menschen
systematisch benachteiligt, vielleicht auf-
grund ihrer sozialen oder ethnischen Her-
kunft, kommt die Gleichheitsforderung als
Element der Gerechtigkeit ins Spiel. Offen-
sichtlich ist unser Verständnis von Gleich-
heit komplex und vielschichtig. Neben die
formalen und juristischen Verständnisse von
Gleichheit treten materielle und soziale.
Und wenn die Forderung nach mehr
Gleichheit erhoben wurde, gingen dieser in
der Regel konkrete Ungleichheitserfahrun-
gen voraus. Privilegienwirtschaft, Drei-
Klassen-Wahlrecht, soziale und geschlecht-
liche Diskriminierung und die Verweigerung
kultureller Selbstbestimmung haben rechtli-
che, politische, soziale und kulturelle
Gleichbehandlung als Forderung nach sich
gezogen.
2 Ungleichheit als Motor oder als
Bremse gesellschaftlicher Entwick-
lung
Die moderne Ungleichheitsforschung be-
ginnt nicht zufällig mit ROUSSEAUS Diskurs
über die Ungleichheit der Menschen [1].
Sein Anliegen besteht darin, die Chance zu
unterbinden, gesellschaftliche Ungleichheit
als vermeintlichen Spiegel natürlicher Un-
gleichheit zu rechtfertigen. Diesen Zusam-
menhang versucht ROUSSEAU argumentativ
aufzulösen und entlarvt gesellschaftliche
Ungleichheit als das Ergebnis eines Macht-
spiels individualisierter und ökonomisierter
Sozialbeziehungen. So heißt es bei ROUS-
SEAU: „Ich unterscheide in der menschlichen
Art zwei Arten von Ungleichheit: die eine,
die ich natürlich oder physisch nenne, weil
sie durch die Natur begründet wird, und die
im Unterschied der Lebensalter, der Ge-
sundheit, der Kräfte des Körpers und der
Eigenschaften des Geistes oder der Seele
besteht; und die andere, die man moralische
oder politische Ungleichheit nennen kann,
weil sie von einer Art Konvention abhängt
und durch die Zustimmung der Menschen
begründet oder zumindest autorisiert wird.
Die letztere besteht in den unterschiedlichen
Privilegien, die einige zum Nachteil der
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anderen genießen – wie reicher, geehrter, mächtiger als sie
zu sein oder sich sogar Gehorsam bei ihnen zu verschaffen“
[1, S. 67].1 Diese Unterscheidung zweier Erscheinungs-
formen von Ungleichheit sind ROUSSEAU wichtig, um den
Grundgedanken moderner Emanzipationstheorie zu legen.
Er kappt den Zusammenhang zwischen der ersten und der
zweiten Form der Ungleichheit. Kurz: Die natürlichen
Ungleichheiten bestehen zweifellos, aber sie können in
einer Gesellschaft, die beansprucht, nach Vernunftge-
sichtspunkten geführt zu werden, keinen Einfluss auf die
Legitimation politischer und sozialer Ungleichheit (von
Macht und Reichtum) haben. Vor diesem Hintergrund
kommt ROUSSEAU zu dem Ergebnis, dass die natürlichen
Unterschiede erst durch die Mechanismen gesellschaftlicher
Existenz vervielfacht werden. Die Wirkung natürlicher
Unterschiede zeigt sich in dem problematischen Ausmaß
erst in der Gesellschaft: „Wenn man nun die ungeheure
Verschiedenheit der Erziehungen und der Lebensweisen, die
in den unterschiedlichen Ständen des bürgerlichen Zustands
herrscht, mit der Einfachheit und Gleichförmigkeit des tieri-
schen und wilden Lebens vergleicht, in dem sich alle von
den gleichen Nahrungsmitteln ernähren, auf die gleiche
Weise leben und exakt die gleichen Dinge tun, dann wird
man verstehen, um wie viel der Unterschied zwischen
einem Menschen und einem anderen im Naturzustand gerin-
ger sein muss als im Gesellschaftszustand und um wie viel
die natürliche Ungleichheit in der menschlichen Art durch
die (gesellschaftlich) eingerichtete Ungleichheit größer wer-
den muss“ [1, S. 163].2
ROUSSEAUS Demokratietheorie steht für ein Modell, in
dem Freiheit und Gleichheit gleichursprünglich sind. Eine
Gesellschaft mit substanzieller Ungleichheit wird versu-
chen, soziale und ökonomische Macht in politische Macht
zu übertragen. Eine Gesellschaft der Freien und Gleichen
kann so nicht entstehen. Doch gleichursprünglich entsteht
die liberale Grundidee und Philosophie der am Markt reali-
sierten Ungleichheit als Chance für eine gerechte Grund-
ordnung. ADAM SMITH kann sich zu seiner Begründung auf
BERNARD MANDEVILLE stützen mit dem – aus heutiger Sicht
– eher zynischen Blick auf soziale Ungleichheit. Armut und
Not, so die Position MANDEVILLES, ist notwendig zur Ent-
stehung von Wohlstand, weil bisher noch immer der Antrieb
zur Wertschöpfung aus dem Motiv entstanden sei, Not zu
überwinden. Auch wenn sich ADAM SMITH nicht vollkom-
men dieser Position MANDEVILLES anschließt – die Not
bleibt bei ihm außen vor – setzt er die systemischen
Vorstellungen MANDEVILLES um. Der Ungleichheitser-
fahrung kommt eine Produktivkraft zu, die durch staatlichen
Eingriff abgewürgt würde. Da jedoch die Gesellschaft im
19. Jahrhundert weit davon entfernt war, an möglicher
Wohlstandserschlaffung zu leiden, wurden diese Überlegun-
gen erst wieder gegen die Auswüchse des Wohlfahrtsstaats
im libertären Denken mobilisiert und sind heute bis weit in
die sozialdemokratische Mitte akzeptiert.3
Im 19. Jahrhundert waren es die Antworten von TOC-
QUEVILLE und MARX, die unterschiedliche Wege im Umgang
mit dem Gleichheitsthema aufzeigten. Hielt TOCQUEVILLE
den Weg der Gleichheit für angelegt, auf dem Modernisie-
rung weiter voranschreiten würde, war MARX eher der Über-
zeugung, dass die kapitalistische Gesellschaft an der
Produktion von Ungleichheit und Not untergehen würde.
Als grundsätzlicher Befürworter der egalitären Gesellschaft
hatte TOCQUEVILLE in Amerika die Auswüchse der Gleich-
heit vor Augen. Er kam zu der interessanten Erkenntnis,
dass unter den Bedingungen der Moderne die Ungleich-
heiten der Vormoderne verschwinden, aber die Sensibilität
für neue Ungleichheiten gleichzeitig steigt. Schon in der
dritten Zeile der Einleitung in seinem Werk über die
Demokratie in Amerika fällt der Begriff der Gleichheit. Dort
heißt es: „Unter den neuen Erscheinungen, die während
meines Aufenthalts in den Vereinigten Staaten meine
Aufmerksamkeit erregten, hat keine meinen Blick stärker
gefesselt als die Gleichheit der gesellschaftlichen Bedin-
gungen. Ich entdeckte ohne Mühe den erstaunlichen Ein-
fluss, den diese Tatsache auf die Entwicklung der Gesell-
schaft ausübt; sie gibt dem Denken der Öffentlichkeit eine
bestimmte Richtung, den Gesetzen einen bestimmten An-
strich; den Regierungen neue Grundsätze und den Regierten
besondere Gewohnheiten“ [3, S. 5]. In diesem Sinne sieht
TOCQUEVILLE Entwicklungen zugunsten der Gleichheit an
zahllosen Stellen: in der Kriegskunst ebenso wie im
Buchdruck [3, S. 7] und im Gebrauch der Sprache [3, S.
549]. Von ihm stammt der berühmte Satz: „Die allmähliche
Entwicklung zur Gleichheit der Bedingungen ist also ein
Werk der Vorsehung; sie trägt dessen Hauptmerkmale: sie
ist allgemein, sie ist von Dauer, sie entzieht sich täglich der
Macht der Menschen; die Geschehnisse wie die Menschen
dienen alle ihrer Entwicklung“ [3, S. 8].
MARX dagegen sah keine Möglichkeiten, dem Problem
der Ungleichheit im Rahmen der kapitalistischen Klassen-
gesellschaft zu entgehen. Nur deren Überwindung könne
einen Stand der Gleichheit erreichen, der als Konsequenz
der Forderungen aus der Französischen Revolution verstan-
den werden konnte. Für den Zusammenhang zwischen
Gleichheit und Gerechtigkeit in jüngerer Zeit ist die Arbeit
von JOHN RAWLS in seiner „Theorie der Gerechtigkeit“
grundlegend. Der Forderung nach Gleichheit will er nur in
einem bestimmten Rahmen nachkommen. Zum einen gibt er
der Freiheit Vorrang vor der Gleichheit. Zum anderen argu-
mentiert er dagegen, dass Gleichheit unter allen Umständen
einen für alle besseren Zustand herbeiführt. Ungleichheit
kann dann gerechtfertigt sein, wenn eine Egalisierung zum
Beispiel von Einkommen demjenigen mit niedrigem
Einkommen weder unmittelbar eine Verbesserung der
Lebensumstände bringt, noch seine Chancen auf Verbes-
serung erhöht. Eine Politik der Gleichheit würde dann alle
auf ein gleiches Niveau herunterziehen. Geholfen wäre dann
keinem.
1 ROUSSEAU macht aus einem einfachen Grund einen starken Punkt aus der Natur
des Menschen. Herrschaft wurde in seiner Zeit mit den unterschiedlichen natür-
lichen Voraussetzungen begründet, die die Menschen voneinander unterschieden.
Die einen sind von der Natur zur Herrschaft geboren, die anderen von der Natur
zur Unterwerfung. Mit dieser Legitimation von Herrschaft wollte ROUSSEAU auf-
räumen. Die Unterschiede der Menschen sind nicht von Natur aus, sondern liegen
im Sozialisierungsprojekt: „Es ist leicht zu sehen, dass man in diesen sukzessiven
Veränderungen der menschlichen Verfassung den ersten Ursprung der
Verschiedenheiten suchen muss, welche die Menschen unterscheiden, die – nach
einem allgemeinen Urteil – von Natur aus untereinander ebenso gleich sind, wie
es die Tiere einer jeden Art waren, ehe verschiedene physische Ursachen in eini-
gen Arten die Varietäten einführten, die wir bei ihnen bemerken“ [1, S. 45].
2 Eine interessante Pointe zum Zusammenhang von Demokratie und Verfassung
zeigt sich in diesem Zusammenhang bei ROUSSEAU. Er schreibt: „Je heftiger die
Leidenschaften sind, desto notwendiger sind die Gesetze, um sie zu bändigen“ [1,
S. 153]. Wobei ROUSSEAU im Nachsatz offen lässt, ob nicht womöglich die entste-
henden Unordnungen von den Gesetzen selber provoziert worden sind. Die
Zuordnung von Leidenschaften zu einer bestimmten Gesellschaftsgruppe (zumeist
den einfachen Leuten) macht nun den einfachen Zusammenhang zwischen
Verfassung und Demokratie deutlich. Je mehr Menschen an der Politik beteiligt
werden, umso wichtiger werden Gesetze. Nur eine Verfassung kann die
Demokratie ermöglichen. Demokratie, Rechtsstaat und Verfassung stehen so in
einem logischen Zusammenhang.
3 Für die extrem libertäre Position vgl. [2]. Die Neue-Mitte-Rhetorik der
Sozialstaatsreformer um BLAIR und SCHRÖDER hat bei der Umwandlung des
Sozialstaatsmechanismus von der „Hängematte“ zum „Trampolin“ diese libertären
Grundüberlegungen aufgegriffen und sozialdemokratisch gemildert.
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3 Von gemessener und gefühlter Ungleichheit
Das Problem, das sich zum Beispiel bei RAWLS auftut, be-
zieht sich auf die Rationalität des Gleichheits- oder
Ungleichheitsthemas. Eine rationale Erklärung für die Sinn-
losigkeit eines kompletten Egalitarismus vermag RAWLS
überzeugend zu geben. Aber sind politische Entscheidungen
rational oder müssen sie nicht in einem weit stärkeren Maße
auch mit den Emotionen der Bürger rechnen? Sind solche,
auch populistisch ausschlachtbaren, Auswüchse womöglich
entscheidender als rationale Argumente? Einkommens-
scheren, die auseinanderdriften, lassen sich objektiv nach-
weisen. Welchen Einfluss jedoch irrationale Elemente auf
den Wunsch nach Gleichheit und entsprechende Ausgleichs-
politiken haben, lässt sich schwer erforschen. Eins kann
man auf jeden Fall sagen: Für die Stabilität eines demokra-
tischen Gemeinwesens sind beide Faktoren wichtig: objek-
tive wie subjektive. Der Mensch, so hat der Soziologe
GEORG SIMMEL einmal geschrieben, „ist ein unterschieds-
sensibles Wesen“. Und entscheidend sind nicht die absolu-
ten Unterschiede, sondern die relativen. Die Lehren, die dar-
aus zu ziehen sind: „Soziale Ungleichheit und ihre Egali-
sierung ist ein unaufhörlicher Prozess ohne Höhe- und
Endpunkt. Nicht allein die absoluten, sondern auch die rela-
tiven Ungleichheiten provozieren Gefühle des Neides und
der Missgunst. Je weiter die äußere soziale Angleichung
vorangetrieben wird, desto bewusster werden der gleichge-
stellten Bevölkerung die residualen Differenzen; mehr
Gleichheit schärft das Ungleichheitsbewusstsein“ [4]. Da-
mit rückt SIMMEL das Ziel sozialer Gleichheit in die Ferne.
Auch der Demokratietheoretiker ROBERT A. DAHL hat die
Emotionen im Blick, wenn es um die Forderungen nach
Gleichheit geht. Seiner Ansicht nach reicht das Spektrum
von Motiven zur Ausweitung der Gleichheit „von
Altruismus über Leidenschaft, Empathie und Sympathie bis
zu Neid, Zorn, Empörung und Hass“ [5].
4 Ungleichheit und die Erfahrung persönlicher Herr-
schaft
Traditionell ist die Verfolgung der Gleichheit als gesell-
schaftliches und politisches Ziel ein linkes Projekt. Seinen
Höhepunkt erreichte es mit den sozialistischen Reform-
projekten, die Einkommens- und Eigentumsdifferenzen
sowie Bildungschancen radikal egalisierten, nachdem sich
besonders im 19. Jahrhundert ein gewaltiger Graben zwi-
schen Arm und Reich aufzutun begann. Mit dem Nieder-
gang der sozialistischen Staaten ist auch in der restlichen
Welt der Egalitarismus unter Druck und argumentativ in die
Defensive geraten. Es wird jedoch auf Dauer nicht möglich
sein, demokratische Staaten zu stabilisieren, in denen
Ungleichheits- zu Ungerechtigkeitserfahrungen werden. Die
wichtigsten Überlegungen dazu hat MICHAEL WALZER vor-
gelegt. Seiner Überzeugung nach wird es dann kritisch,
wenn zweierlei vorliegt: zum einen, wenn Ressourcen
ungleich verteilt sind. Doch dies allein reicht nicht. Ein
zweiter Faktor muss hinzukommen, damit Fragen der
Gerechtigkeit betroffen sind. Es müssen Erfahrungen und
Gefühle dazukommen, dass der Einzelne persönlicher
Herrschaft unterworfen ist. Wir ertragen offensichtlich
Einkommensunterschiede, auch wenn die Toleranz in dieser
Hinsicht kulturell sehr unterschiedlich ist. Aber wir ertragen
es nicht, dass sich Einkommensunterschiede auf alle ande-
ren wichtigen Bereiche und Sphären der Gesellschaft über-
tragen. Wenn sich Reiche in der Politik, der Bildung und der
Gesundheit Vorteile verschaffen können, überträgt sich die
Fülle eines Gutes auf andere Bereiche, die voneinander
getrennt gehören. Nur ein ausgeprägter Pluralismus mit kla-
rer Sphärentrennung zwischen wichtigen Bereichen gesell-
schaftlicher Ressourcenverteilung kann ein Gegenmittel
gegen Erfahrungen der Ohnmacht und des Ausgeliefertseins
bieten. 
Aus den hier vorgetragenen Positionen ist Freiheit auf
Gleichheit angewiesen. Nur in einer Gesellschaft, die mög-
lichst allen Bürgern gleichermaßen Chancen der Selbstver-
wirklichung und des sozialen Aufstiegs ermöglicht, können
alle Bürger frei leben. Aus liberalen Positionen, wie sie zum
Beispiel von ISAIAH BERLIN vorgetragen wurden, ergibt sich
jedoch eine intrinsische Spannung zwischen Freiheit und
Gleichheit. Der Vorwurf der Nähe zwischen egalitären Vor-
stellungen und der Zerstörung von Freiheit ist ein altes
Argument, das immer wieder im Begriff der Gleichmacherei
zum Ausdruck kommt. Hier liegt jedoch ein verkürztes
Verständnis von Freiheit zugrunde. So ist es zwar richtig,
dass ein Staat, der umfassende ökonomische Egalisierung
vornehmen will, ein starker Staat sein muss. Aus dieser
praktischen Notwendigkeit (nicht aus theoretisch-abstrakten
Überlegungen zum Zusammenspiel von Freiheit und
Gleichheit) ergibt sich eine inhärente Spannung zwischen
Freiheit und Gleichheit. Um umfassende Gleichheit in die-
sem Sinne zu erreichen, braucht es eine starke Umvertei-
lungsagentur, die massiv in Freiräume eingreifen können
muss. Doch das ist nur ein verkürztes Verständnis von
Gleichheit. Soll sich der moderne Staat als Motor der
Egalisierung verstehen, muss er Freiheit und Gleichheit in
einer pluralistischen Gesellschaft gleichzeitig verwirklichen
können [6]. So können heutige Befürworter des Egali-
tarismus auf eine lange gemäßigte Tradition der Gleich-
heitsforderungen zurückgreifen, die gleichursprünglich mit
dem Wunsch nach mehr Freiheit ist. Anknüpfungspunkte
gibt es bei ROUSSEAU ebenso wie bei RAWLS und WALZER.
Die überzeugendste Variante aus dieser Perspektive ist die
des demokratischen Egalitarismus. In ihm wird die einfache
auf Umverteilung von Geld und Waren fixierte Idee der
„einfachen Gleichheit“ auf drei Ebenen erweitert, die als
zivilgesellschaftlicher Egalitarismus bezeichnet werden
kann. Der Kern dieser Überlegungen ist der, dass die Güter,
die zu substanzieller Gleichheit führen, nur in Gemeinschaft
mit anderen zu erreichen sind. Ein Egalitarismus, der ledig-
lich auf den Einzelnen und seine Verfügung über Güter
abzielt, verfehlt den Charakter komplexer Gleichheit. Diese
beruht auf drei Säulen, die allesamt nicht in der einfachen
Verfügung über Güter wurzeln, sondern ihren Kern in drei
Teilhaberechten und -chancen haben: Teilhabe am politi-
schen Prozess, Teilhabe am gesellschaftlichen Prozess,
Teilhabe am ökonomischen Prozess. Nur unschwer lassen
sich aus diesen Überlegungen die Vorzüge des (nord-)euro-
päischen Sozialstaatsmodells ableiten. Als starke Umver-
teilungsagentur mit klarem Blick für die Notwendigkeit,
auszugleichen, was die einzelnen Bürger nicht alleine leis-
ten können, ist sie dem amerikanischen Modell weit überle-
gen. Trotz hoher Transaktionskosten geht unter Gerech-
tigkeitsgesichtspunkten kein Weg an einer gut ausgebildeten
Sozialstaatlichkeit vorbei. 
Um die Abschlussthese direkt vorweg zu schicken: Ein
anspruchvolles Konzept von Demokratie im Sinne gleicher
zivilgesellschaftlicher Teilhabe für alle verträgt keine sub-
stanzielle Ungleichheit. Ungleichheiten werden in unter-
schiedlichen Demokratieformen theoretisch anders reflek-
tiert und praktisch anders relevant. Eine Elitentheorie der
Demokratie, die sich am Marktmodell orientiert
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(SCHUMPETER) und dem Bürger lediglich die Aufgabe
zuschreibt, sein Führungspersonal auszuwählen, kann mit
defizitären Bildungschancen und ungleichen Strukturen bes-
ser umgehen als ein normativ sehr anspruchsvolles Konzept
der Zivil- oder Bürgergesellschaft, dem sich übrigens in
Deutschland mittlerweile alle führenden Parteien ange-
schlossen haben.4 In diesem Fall ist der mündige Bürger als
teilnehmender Akteur durch direktdemokratische und dezen-
trale Entscheidungen in weit größerem Maße gefordert.
Ungleichheiten in Bildung, Informiertheit und der Fähigkeit,
Informationen zu beschaffen und kritisch zu beurteilen
(seine politische Urteilskraft), schlagen weit mehr durch auf
die Qualität einer dergestalt funktionierenden Demokratie.
Die deliberative Demokratietheorie setzt ein kritisches, gut
informiertes Publikum voraus, das durch sein Nachfrage-
verhalten qualitativ hochwertige Informationsmedien er-
möglicht.
Elitekonzepte der Demokratie können mit mehr Un-
gleichheit leben als zivilgesellschaftliche. Und die repräsen-
tative Demokratie kommt eher mit Ungleichheiten aus als
die direkte Demokratie. Wer mehr Bürgerbeteiligung for-
dert, muss konsequenterweise für soziale, ökonomische und
kulturelle Voraussetzungen sorgen, unter denen Partizipa-
tionserwartungen realistischerweise erfüllt werden können.
Und anders herum formuliert: Wer bereit ist, demokratie-
relevante Ungleichheiten in ihren vielfältigen Erscheinungs-
formen zu eliminieren, kann konsequenterweise auch mehr
Demokratie wagen. Dies ist gleichzeitig der Ansatzpunkt für
eine neue Ortsbestimmung staatlicher Aufgabenwahr-
nehmung. Denn traditionell ist die Forderung nach einem
Staat als starker zentraler Umverteilungsagentur Voraus-
setzung zum Erreichen sozialer Gleichheit. Das hier vorge-
stellte Konzept komplexer Gleichheit erzwingt jedoch einen
auf eine Ermöglichungsagentur umgebauten Staat. Denn
starker Staat im traditionellen Sinne und Bürgergesellschaft
als Motor für mehr Gleichheit widersprechen sich in ihren
Grundsätzen. Wer also in diesem hier vorgestellten Sinne
mehr Gleichheit erreichen will, muss einer Transformation
des Staates das Wort reden.
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